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ngesichts der dramatischen demographischen 
Entwicklung hat das Interesse der Politik an der 
wirtschaftlichen und sozialen Situation von Haushal-
ten mit Kindern in Deutschland in den letzten Jahren 
stark zugenommen. Auch im Bereich der Steuerpolitik 
ﬁ  ndet die stärkere Berücksichtigung von Kindern zu-
nehmend Unterstützung. So wurde gerade in letzter 
Zeit die Weiterentwicklung des Ehegattensplittings2 in 
Richtung eines Familiensplittings unter Berücksichti-
gung von Kindern in den Mittelpunkt der Debatte ge-
rückt. Darüber hinaus enthalten verschiedene derzeit 
diskutierte Vorschläge zur grundlegenden Reformie-
rung der Einkommensbesteuerung Elemente, die den 
Adressatenkreis des Splittings auf Kinder ausweiten.3
Problemstellung
In der Diskussion über die Behandlung von Fami-
lien mit Kindern im Rahmen der Einkommensteuer ist 
es zweckmäßig, zwischen den folgenden beiden Prob-
lemen zu unterscheiden. Es stellt sich zum einen die 
Frage, welche Konsequenzen das Prinzip der Besteu-
erung nach der Leistungsfähigkeit für die angemes-
sene Berücksichtigung von Kindern im Rahmen der 
Einkommensteuer hat.4 Zum anderen kann die Ein-
kommensteuer als Instrument zur Förderung von Fa-
milien mit Kindern eingesetzt werden,5 unter anderem 
mit der Absicht, dem Rückgang der Geburtenzahlen in 
Deutschland entgegenzuwirken. Letzteres bedeutet, 
gezielt von der Besteuerung nach dem Leistungsfä-
higkeitsprinzip abzuweichen und Familien mit Kindern 
zu begünstigen.
Dieser Aufsatz soll keinen Beitrag zu der Grundsatz-
debatte leisten, ob die Einkommensteuer überhaupt 
für Zwecke der Familien- oder Bevölkerungspolitik 
eingesetzt werden sollte. Stattdessen soll empirisch 
untersucht werden, wie sich die Einführung eines Fa-
milienrealsplittings im Vergleich zu einem Familienta-
rifsplitting auf die ﬁ  nanzielle Situation von Familien mit 
Kindern verglichen mit Kinderlosen auswirken würde, 
wie unterschiedliche Einkommensschichten betroffen 
wären und welche Folgen sich für das gesamtstaat-
liche Steueraufkommen ergeben würden. Darüber 
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1 Vgl. für eine ausführliche Bearbeitung des Themenkomplexes C. 
Bergs, C. Fuest, A. Peichl, T . Schaefer: Reformoptionen der 
Familienbesteuerung – Aufkommens-, Verteilungs- und Arbeitsange-
botseffekte, Finanzwissenschaftliche Diskussionsbeiträge 06-8, Uni-
versität Köln, 2006. 
2 Zur heftigen Diskussion über das Ehegattensplitting siehe etwa P. 
Bareis: Gebietet das Grundgesetz bei der Ehegattenbesteuerung 
die Mißachtung ökonomischer Wirkungen? Analyse eines Rechtsgut-
achtens Klaus Vogels, in: Steuer und Wirtschaft 1, 2000, S. 81-90; S. 
Homburg: Das einkommensteuerliche Ehegattensplitting, in: Steuer 
und Wirtschaft 3, 2000, S. 261-268; und W. Scherf: Das Ehegatten-
splitting aus ﬁ  nanzwissenschaftlicher Sicht, in: Steuer und Wirtschaft 
3, 2000, S. 269-278.
3 So etwa der Kölner Entwurf eines Einkommensteuergesetzes unter 
der Federführung von Joachim Lang (vgl. J. Lang, J. Hey, J. Pelka, 
N. Herzig, H.-G. Horlemann, H.-J. Pezzer, R. Seer, K. Tipke: 
Kölner Entwurf eines Einkommensteuergesetzes, Köln 2005) sowie 
der Reformvorschlag von J. Mitschke: Erneuerung des deutschen 
Einkommensteuerrechts: Gesetzestextentwurf und Begründung, Köln 
2004.
4 Vgl. hierzu J. Lang, K. Tipke: Zur Reform der Familienbesteu-
erung, in: Steuer und Wirtschaft 2, 1984, S. 127-132; sowie E.-W. 
Böckenförde: Steuergerechtigkeit im Familienlastenausgleich, in: 
Steuer und Wirtschaft 4, 1986, S. 335-340.
5 Eine solche Politik wird etwa in Frankreich verfolgt. Dort setzt der 
Staat stark auf die Förderung von Familien mit drei oder mehr Kindern. 
Während die ersten beiden Kinder lediglich mit dem Faktor 0,5 in die 
Splittingrechnung eingehen, werden das dritte und die folgenden 
Kinder mit dem Faktor 1 berücksichtigt. Vgl. für eine Darstellung des 
französischen Modells das Plädoyer für eine familienfreundliche Poli-
tik von H.-W. Sinn: Das demographische Deﬁ  zit – die Fakten, die Fol-
gen, die Ursachen und ihre Politikimplikationen, in: ifo Schnelldienst 
5, 2003, S. 20-36.
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hinaus befassen wir uns mit den Auswirkungen dieser 
Reformvorschläge auf das Arbeitsangebot. 
Fiskalische Wirkungen einer Reform der Familienbe-
steuerung sind bislang vor allem im Zusammenhang 
mit einer Abschaffung des Ehegattensplittings be-
rechnet worden.6 Verteilungswirkungen werden beim 
Ehegattensplitting vor allem im Hinblick auf die Frage 
diskutiert, welche Einkommensklassen in welchem 
Ausmaß von der bestehenden Ehegattensplittingrege-
lung proﬁ  tieren.7 Von Seiten der Kritiker des Ehegat-
tensplittings wird darüber hinaus häuﬁ  g  bemängelt, 
dass vom Splittingverfahren negative Anreize auf das 
Arbeitsangebot verheirateter Frauen ausgehen.8 
Der vorliegende Beitrag beschäftigt sich sowohl mit 
ﬁ  skalischen Effekten als auch mit den Efﬁ  zienz- und 
Verteilungswirkungen eines Familienrealsplittings. 
Zum Vergleich wird auch ein Tarifsplittingvorschlag be-
rechnet. Wegen der substantiellen Steuerausfälle, die 
ein Tarifsplitting verursachen würde,9 unterbreiten wir 
einen Gegenﬁ  nanzierungsvorschlag in Form einer An-
passung des gegenwärtig gültigen Einkommensteu-
ertarifs. In diesem Zusammenhang ist es notwendig, 
Daten mit einer Vielzahl steuerlicher Variablen zu ver-
wenden, um eine möglichst detailgenaue Analyse der 
Effekte vornehmen zu können. Diese Anforderungen 
erfüllt die dem Mikrosimulationsmodell FiFoSiM10 
zugrunde liegende duale Mikro-Datenbasis, die die 
Haushaltsstichprobe SOEP und einkommensteuersta-
6 Die errechneten Summen haben erhebliche Relevanz für das Steu-
eraufkommen. Je nach Berechnungsmethode würden bei einem 
Übergang zu Individualbesteuerung Aufkommenszuwächse von 22 
Mrd. bis 30 Mrd. Euro erzielt werden. Vgl. S. Bach, H. Buslei, D. 
Svinland, H. Baumgartner, J. Flach, D. Teichmann: Un-
tersuchungen zu den Wirkungen der gegenwärtigen Ehegattenbe-
steuerung, DIW-Materialien 27/2003, 2003; und R. Maiterth: V er -
teilungswirkungen alternativer Konzepte zur Familienförderung: Eine 
empirische Analyse auf der Grundlage der Einkommensteuerstatistik 
des Statistischen Bundesamtes, in: Jahrbücher für Nationalökonomie 
und Statistik, 224, 6, 2004, S. 696-730. 
7 Verschiedene Varianten des Familientarifsplittings begünstigen ins-
besondere Familien aus den oberen Einkommensdezilen. Vgl. hierzu 
V . Steiner, K. Wrohlich: Introducing Family Splitting in Germany: 
How would It Affect the Income Distribution and Work Incentives?, 
DIW Discussion Paper, Nr. 612, 2006.
8  Dabei werden empirisch nur geringe Auswirkungen auf das Arbeits-
angebot ermittelt. Vgl. M. Beblo, D. Beninger, F . Lasiney: Fami-
ly Tax Splitting: A Microsimulation of its Potential Labour Supply and 
Intra-household Welfare Effects in Germany, ZEW Discussion Paper 
03-32, ZEW, 2003; oder auch B. Otto, K. Spieß, D. Teichmann: 
Berechnung des grünen Kindergrundsicherungsmodells und einer Ge-
genﬁ  nanzierung durch ein Ehegattenrealsplitting, Kurzgutachten des 
DIW Berlin für die Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen, 2001.
9 Familientarifsplittingmodelle ziehen einen zum Teil erheblichen Fi-
nanzierungsbedarf von bis zu 13 Mrd. Euro nach sich. Vgl. hierzu V. 
Steiner, K. Wrohlich, a.a.O.
10 Eine ausführliche Dokumentation des Modells FiFoSiM ﬁ  ndet sich 
bei C. Fuest, A. Peichl, T . Schaefer: Dokumentation FiFoSiM: 
Integriertes Steuer-Transfer-Mikrosimulations- und CGE-Modell, Fi-
nanzwissenschaftliche Diskussionsbeiträge, Nr. 05-03, 2005.
tistische Daten (FAST) kombiniert und hierdurch eine 
detailgetreue Abbildung der deutschen Bevölkerung 
im Jahr 2006 ermöglicht.
Unsere Analyse zeigt, dass Realsplittingmodelle 
verglichen mit Tarifsplittingmodellen insgesamt sowohl 
moderatere vertikale Umverteilungswirkungen als 
auch positivere Arbeitsangebotseffekte mit sich brin-
gen. Darüber hinaus sprechen auch die ﬁ  skalischen 
Auswirkungen dafür, bei einer Reform der Familien-
besteuerung das Familienrealsplitting gegenüber dem 
Tarifsplitting zu favorisieren. 
Die weitere Argumentation ist wie folgt aufgebaut. 
Nach einer Darstellung der analysierten Reformop-
tionen erfolgt eine kurze Beschreibung des Modells 
und der Datenbasis, die dieser Arbeit zugrunde liegen. 
Schließlich werden die Aufkommens-, Verteilungs- und 
Arbeitsangebotswirkungen der Vorschläge analysiert. 
Der Beitrag schließt mit einem kurzen Fazit.
Realsplitting versus Tarifsplitting
Die bestehende Familienbesteuerung in Deutsch-
land ist durch das seit 1957 existierende Ehegatten-
splitting geprägt. Das gemeinsame zu versteuernde 
Einkommen der Ehegatten wird halbiert (gesplittet). Für 
das halbierte Einkommen wird die Einkommensteuer 
nach dem geltenden Einkommensteuertarif berechnet; 
die so ermittelte Einkommensteuer wird schließlich 
verdoppelt. Wegen der Einkommensteuerprogression 
wird die Steuerschuld des Ehepaares durch die Split-
tingbesteuerung im Vergleich zur individuellen Veran-
lagung gemindert, sofern die Einkommenshöhe der 
Partner differiert. Kinder sind nicht in das Splitting ein-
bezogen. Sie werden bei den Eltern lediglich dann be-
rücksichtigt, wenn es für die Eltern vorteilhaft ist, statt 
des Kindergeldes den Kinderfreibetrag in Anspruch zu 
nehmen.11
Das Modell des Familiensplittings bezieht auch die 
Kinder in das Splittingverfahren ein. Ein Übergang vom 
Ehegattensplitting zum Familiensplitting würde be-
deuten, dass Eltern und Kinder gemeinsam veranlagt 
werden. Das zu versteuernde Einkommen der Familie 
wird in gewichteter oder ungewichteter Form durch die 
Anzahl der Personen im Haushalt geteilt, und die sich 
nach der Grundtabelle ergebende Steuer auf diesen 
Betrag wird mit der Zahl der Familienmitglieder mul-
tipliziert. Im Folgenden wird eine Variante betrachtet, 
11 Diese so genannte Günstigerprüfung führt das Finanzamt durch. 
Der Kinderfreibetrag beträgt momentan 1824 Euro für das sächliche 
Existenzminimum sowie 1080 Euro für die elterliche Betreuung. Die 
Beträge werden bei Ehegatten verdoppelt, sofern diese zusammen 
veranlagt werden. Die Günstigerprüfung vergleicht den hieraus resul-
tierenden Vorteil aus dem Abzug der Kinderfreibeträge von der Be-
messungsgrundlage mit dem Kindergeld in Höhe von 154 Euro für die 
ersten drei Kinder und 179 Euro ab dem vierten Kind. Wirtschaftsdienst 2006 • 10
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bei der jeder Ehegatte wie bisher mit dem Faktor 1 und 
jedes zuzuordnende minderjährige Kind mit dem Fak-
tor 0,5 berücksichtigt wird.
Als Alternative zum Tarifsplitting werden Realsplit-
tingmodelle diskutiert. Das Realsplitting basiert auf ei-
ner Individualbesteuerung der beiden Ehepartner nach 
dem Grundtarif, orientiert sich dabei aber am Unter-
haltsrecht. Der zum Unterhalt verpﬂ  ichtete Partner ist 
berechtigt, einen Transfer auf den Ehepartner zu über-
tragen. Der Übertragende kann diesen Unterhaltsbe-
trag dann von seinem zu versteuernden Einkommen 
abziehen, während der Unterhalt beim Empfänger zu-
sammen mit seinem anderen Einkünften der Steuer-
pﬂ  icht unterworfen wird. Diese Regelung wird analog 
auch auf Kinder angewandt. Es stellt sich natürlich die 
Frage, in welcher Höhe der jeweilige Unterhalt anzu-
setzen ist.12 Für unsere exemplarischen Berechnungen 
soll an die Ehefrau bzw. den Ehemann ein Transfer in 
Höhe von maximal 13 805 Euro gewährt werden. Di-
es entspricht der steuerrechtlich maximal zulässigen 
Summe, die vom Gesetzgeber als Sonderausgaben 
für Unterhaltsleistungen an geschiedene oder dauernd 
getrennt lebende Ehegatten gewährt wird. Weiterhin 
soll an jedes Kind eine ﬁ  ktive Zahlung in Höhe des der-
zeit aktuellen Grundfreibetrages von 7 664 Euro mög-
lich sein. 
Die Lasten, die mit dem Unterhalt von Kindern ver-
bunden sind, können im unteren Einkommensbereich 
nur bedingt durch steuerliche Regelungen berücksich-
tigt werden. Daher basieren unsere Berechnungen 
auf einer Beibehaltung der Günstigerprüfung, d.h. der 
Splittingeffekt für jedes Kind wird zu Gunsten einer 
Kindergeldzahlung verworfen, sofern er diese nicht 
übersteigt.
Modellbeschreibung und Datenbasis
Eine Besonderheit des hier verwendeten Steuer-
Transfer-Mikrosimulationsmodells13 FiFoSiM ist die 
Konstruktion einer dualen Datengrundlage unter der 
Verwendung zweier Mikrodatensätze. Zum einen wird 
eine 10%-Stichprobe der Lohn- und Einkommensteu-
erstatistik von 1998 (FAST98) verwendet, in der für ins-
gesamt rund 3 Millionen Fälle detaillierte Angaben zu 
einer Vielzahl einkommensteuerrelevanter und perso-
12 Im Gespräch sind etwa ein pauschalierter Unterhaltsanspruch, ein 
vom Einkommen abhängiger Anspruch sowie eine Orientierung an der 
Düsseldorfer Tabelle oder aber auch die Entwicklung eigener Zahlen 
im Einkommensteuerecht. 
13 Vgl. für einen Überblick über Steuer-Transfer-Mikrosimulationsmo-
delle für Deutschland A. Peichl: Die Evaluation von Steuerreformen 
durch Simulationsmodelle, Finanzwissenschaftliche Diskussionsbei-
träge Nr. 05-01, Universität Köln, 2005; oder auch G. Wagenhals: 
Tax-beneﬁ   t microsimulation models for Germany: A Survey, IAW-
Report/Institut für Angewandte Wirtschaftsforschung (Tübingen) 32, 
2004, S. 55-74.
nenbezogener Merkmale zu ﬁ  nden sind, und zum an-
deren das Sozioökonomische Panel (SOEP), welches 
im Erhebungsjahr 2003 über 12  000 Haushalte mit 
mehr als 30 000 befragten Personen umfasste. Durch 
die simultane Verwendung beider Datenquellen kön-
nen fehlende Werte oder Variablen in einer Datenquel-
le durch Informationen aus der anderen Datenquelle 
ergänzt werden.
Der Aufbau des Modells erfolgt in mehreren Schrit-
ten: Zuerst ist es erforderlich, die Datenbasis für eine 
Abbildung des Status quo aufzubereiten. Dazu wird 
das Datenmaterial in zweierlei Hinsicht fortgeschrie-
ben. Zum einen wird die Entwicklung der Steuerpﬂ  ich-
tigen nach bestimmten grundlegenden Strukturmerk-
malen nachvollzogen, zum anderen werden die Ein-
kommen der Steuerpﬂ   ichtigen nach den verschie-
denen Einkunftsarten differenziert fortgeschrieben. Mit 
den auf diese Weise angepassten Daten wird zunächst 
das aktuell geltende Steuerrecht nachgebildet. Die Si-
mulation des geltenden Steuersystems bildet das Re-
ferenzmodell für alternative Steuerreformkonzepte, die 
wiederum mit den angepassten Daten nachzubilden 
sind.
Die Nachbildung des Steuersystems wird mit der 
Technik der Mikrosimulation vollzogen.14 Dazu wird 
im statischen Mikrosimulationsmodul des deutschen 
Steuer- und Transfersystems von FiFoSiM die individu-
elle Einkommensteuerschuld unter Berücksichtigung 
von Freibeträgen, Anrechnungspauschalen, Sonder-
ausgaben sowie Abzugsbeträgen für außergewöhn-
liche Belastungen und sonstige Privataufwendungen 
für jeden Fall der Stichprobe berechnet. Anschließend 
werden die Ergebnisse mit den durch die Fortschrei-
bung angepassten Fallgewichten multipliziert und 
damit auf die Gesamtpopulation hochgerechnet. Ge-
nauso werden für jede betrachtete Reformvariante die 
individuell zu leistenden Einkommensteuerzahlungen 
und die Nettoeinkommen der Steuerpﬂ  ichtigen ermit-
telt. Auf diese Weise können sowohl die Gesamtef-
fekte als auch die Auswirkungen auf jeden einzelnen 
Steuerfall analysiert werden. 
Effekte auf das Steueraufkommen
Die Einführung eines Familientarifsplittings verur-
sacht, verglichen mit der derzeit geltenden Regelung 
des Ehegattensplittings, einen zusätzlichen Finanzie-
14 Vgl. für eine Einführung in die Technik der Mikrosimulation z.B. P. 
Spahn, H. Galler, H. Kaiser, T . Kassella, J. Merz: Mikrosi-
mulation in der Steuerpolitik, Berlin, Heidelberg 1992. Die Simulation 
einzelner Mikroeinheiten mit ihren individuellen Strukturinformationen 
ermöglicht eine detaillierte Abbildung der komplexen sozio-ökono-
mischen, rechtlichen und institutionellen Zusammenhänge des Steu-
er- und Transfersystems und somit eine Evaluation persönlich diffe-
renzierten Verhaltens.FAMILIENSPLITTING
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rungsbedarf in Höhe von rund 1,74 Mrd. Euro. Die Ein-
führung eines Familienrealsplittings lässt ein knappes 
Plus im Staatshaushalt erwarten. Die Steuermehrein-
nahmen belaufen sich dann auf etwa eine halbe Milli-
arde Euro. Bei diesen Berechnungen wurden etwaige 
Reaktionen des Arbeitsangebots nicht berücksichtigt.
Tabelle 1 fasst die Ergebnisse im Hinblick auf das 
Steueraufkommen für die einzelnen Varianten zusam-
men. 
Die Tarifsplittingvariante wirft Fragen nach der Ge-
genﬁ   nanzierung auf. Um eine mögliche Reform der 
Familienbesteuerung aufkommensneutral zu gestal-
ten, sind verschiedene Finanzierungsmaßnahmen 
denkbar. Hierzu zählen insbesondere Änderungen der 
Bemessungsgrundlage oder des Tarifs.15 Möglich sind 
darüber hinaus Anpassungen beim Kindergeld oder 
anderen Staatsausgaben im Bereich der Familienför-
derung.16 Kürzungen im Bereich der Familienförde-
rung wollen wir hier jedoch nicht betrachten, da sich 
Familien mit Kindern gegenüber Kinderlosen dadurch 
ceteris paribus schlechter stellen würden, was der zu-
mindest teilweise familienpolitischen Motivation der 
Reformvorschläge zuwiderlaufen würde. Stattdessen 
passen wir den Tarif der Einkommensteuer an und ver-
schieben den aktuell gültigen Tarif nach oben.
Verteilungseffekte 
Zur Berechnung der Verteilungseffekte betrachten 
wir den Anteil der Gewinner und Verlierer in jedem 
15 Jede dieser Gegenﬁ   nanzierungsmaßnahmen entfaltet wiederum 
eigene Wirkungen. Vgl. hierzu z.B. C. Fuest, A. Peichl, T . Schae-
fer: Führt Steuervereinfachung zu einer „gerechteren“ Einkommens-
verteilung? Eine empirische Analyse für Deutschland, in: Perspektiven 
der Wirtschaftspolitik, 2006 (im Erscheinen).
16  Vgl. etwa J. Althammer: Ökonomische Theorie der Familienpoli-
tik, Berlin, Heidelberg 2000; oder auch R. Maiterth: V erteilungswir-
kungen alternativer Konzepte zur Familienförderung: Eine empirische 
Analyse auf Grundlage der Einkommensteuerstatistik des Statisti-
schen Bundesamtes, in: Jahrbücher für Nationalökonomie und Statis-
tik, 224, 6, 2004, S. 696-730.
Einkommensdezil.17 Darüber hinaus nehmen wir eine 
Differenzierung nach dem jeweiligen Familienstand 
vor. Diese Vorgehensweise soll veranschaulichen, in-
wieweit Familien mit Kindern, Ehepaare ohne Kinder, 
Singles oder aber Alleinerziehende von einer bestimm-
ten Regelung proﬁ  tieren bzw. durch sie belastet wer-
den.
Beim Tarifsplitting würden ohne die beschriebene 
Gegenﬁ  nanzierung lediglich Haushalte in den oberen 
Einkommensdezilen proﬁ   tieren. Dies erscheint auch 
insoweit plausibel, als das Familiensplitting wie eine 
Ausweitung der geltenden Kinderfreibetragregelung 
wirkt. Während Kinderfreibeträge nach oben begrenzt 
sind, unterliegen die Effekte eines Splittingfaktors pro 
Kind keiner Beschränkung. Die Verteilungseffekte än-
dern sich jedoch durch eine Verschiebung des Tarifs, 
die die Aufkommensneutralität der Reform sicher-
stellt. Der Anteil der Haushalte, die zu den Verlieren 
der Reform gehören, nimmt wegen der Progression 
des Tarifs mit steigendem Einkommen zu. Nur im obe-
ren Dezil reicht für etwa ein Fünftel der Haushalte der 
Splittingeffekt aus, um den negativen Effekt der Tarif-
verschiebung zu kompensieren. Selbst bei der Gruppe 
der Verheirateten mit Kindern gehört etwa die Hälfte 
der Haushalte zu den Verlierern. 
Die hohe Anzahl an Verlierern insbesondere in den 
aufkommensneutralen Tarifsplittingvarianten mag auf 
den ersten Blick überraschen. Dies lässt sich jedoch 
damit begründen, dass aufgrund der Tarifanpassung 
viele Haushalte einen geringen Betrag verlieren, wäh-
rend wenige insbesondere einkommensstarke Haus-
halte eine deutlich größere Summe gewinnen. Im Mittel 
gleichen sich diese Effekte aus, dennoch sind deutlich 
mehr Haushalte (leicht) negativ betroffen.18 Insgesamt 
zeigt sich, dass die Gewinner einer aufkommensneu-
tralen Tarifsplittingvariante wenn überhaupt bei Haus-
halten mit Kindern in den oberen Einkommensdezilen 
zu ﬁ  nden sind. Außerdem zählen viele Haushalte aus 
der Gruppe der Alleinerziehenden zu den Gewinnern.
Auch beim Familienrealsplitting nimmt der Anteil der 
Verlierer mit steigendem Einkommen zu (im höchsten 
Dezil sind es immerhin ein Drittel der Haushalte), aller-
dings gibt es auch in der Mittelschicht in einem nen-
nenswerten Umfang Gewinner der Reform. Insgesamt 
existieren, abgesehen von den beiden oberen Dezilen, 
in jedem der Dezile stets mehr Gewinner- als Verlierer-
17 Ein Haushalt wird erst dann zu den Gewinnern oder Verlieren ge-
zählt, wenn der Absolutbetrag der Differenz im äquivalenzgewichteten 
verfügbaren Einkommen in der jeweiligen Variante 50 Euro überschrei-
tet. 
18  So beträgt der durchschnittliche Verlust an verfügbarem Jahresein-
kommen beim Familiensplitting 243 Euro, wohingegen sich der durch-
schnittliche Gewinn auf 1969 Euro pro Jahr beläuft.
Tabelle 1 







1 Zusätzlicher Finanzierungsbedarf bei Einführung eines Familiensplit-
tings im Vergleich mit der derzeit geltenden Regelung des Ehegatten-
splittings.
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haushalte. Dies veranschaulicht die eher egalisierende 
Wirkung der Reform. Die Betrachtung der Gewinner 
und Verlierer unter Berücksichtigung des Familien-
standes macht deutlich, dass der Anteil der Gewinner 
deutlich höher ausfällt als bei den aufkommensneu-
tralen Tarifsplittingvarianten, gleichzeitig ist der Anteil 
der Verlierer deutlich geringer. Insgesamt wird eine 
solche Reform also durch verhältnismäßig einkom-
mensstarke Paarhaushalte ﬁ  nanziert; allerdings nicht 
nur durch kinderlose Ehepaare, sondern auch durch 
Familien mit Kindern im oberen Part der Einkommens-
verteilung. 
Wirkungen auf das Arbeitsangebot
Veränderungen bei der Besteuerung von Ehegatten 
und Familien haben Auswirkungen auf das Erwerbs-
verhalten der Ehepartner.19 Die durch die Reformvor-
schläge induzierten Veränderungen in den Grenzsteu-
ersätzen wirken sich infolge veränderter Anreizstruk-
19 Von anderen Verhaltensänderungen soll hier abstrahiert werden. 
Von Interesse erscheint insbesondere die Gestaltbarkeit bestimmter 
Einkunftsarten bei einer Einschränkung bzw. Abschaffung des Ehe-
gattensplittings. Die Bezieher von Gewinn- und Vermögenseinkünften 
werden durch eine möglichst gleichmäßige Verteilung der Einkünfte 
auf die Familienmitglieder bemüht sein, ein faktisches Splitting herbei-
zuführen. Darüber ist jedoch keine empirische Information verfügbar. 
Eine beispielhafte „Übertragungsquote“ zwischen 15 und 25% ﬁ  ndet 
man bei S. Bach, H. Buslei, D. Svinland, H. Baumgartner, J. 
Flach, D. Teichmann, a.a.O.
turen sowohl auf das Arbeitsangebot von Frauen als 
auch auf das von Männern aus. 
Um die Effekte auf das Arbeitsangebot zu simulie-
ren, verwenden wir ein diskretes Haushaltsnutzen-
Modell.20 Dabei handelt es sich um ein statisches 
strukturelles Haushaltsarbeitsangebotsmodell, das 
die Arbeitsangebotsentscheidung der Haushaltsmit-
glieder als diskretes Problem der Wahl zwischen einer 
begrenzten Anzahl von möglichen Arbeitszeiten be-
trachtet. Die Ehepartner treffen ihre Arbeitsangebots-
entscheidung gemeinsam; somit können sowohl Wir-
kungen auf das Arbeitsangebot der Frau als auch auf 
das des Mannes simuliert werden. 
Die gegenwärtige Ausgestaltung des Ehegatten-
splittings wird wiederholt als Förderung der Alleinver-
dienerehe und damit als Hemmnis für die Aufnahme 
einer Beschäftigung von Frauen gewertet. In der Tat ist 
die Erwerbsbeteiligung von Frauen hierzulande im in-
ternationalen Vergleich relativ gering.21 Inwieweit eine 
steigende Partizipation von Frauen am Arbeitsmarkt 
aber durch eine Erweiterung des Ehegattensplittings 
zu einem Familiensplitting erreicht werden kann, er-
scheint zweifelhaft. In der aufkommensneutralen Ta-
rifsplittingvariante erhöht sich das Arbeitsangebot 
von Männern und Frauen. Das Arbeitsangebot der 
Frauen nimmt um 44 069 rechnerische Vollzeitstellen 
zu, während das der Männer um 62 749 steigt. Eine 
solch moderate Wirkung überrascht kaum, da sich die 
verhaltenssteuernden Wirkungsparameter, die im Hin-
blick auf das Arbeitsangebot entscheidend sind, nicht 
merklich ändern. 
Für die Realsplittingvariante ergibt sich eine in der 
Summe deutlichere Steigerung des Arbeitsangebotes 
als für die Tarifsplittingvariante. Dieser Effekt entsteht 
durch die stärkere Zunahme des Arbeitsangebotes von 
Frauen, wohingegen das Arbeitsangebot von Männern 
geringer als in der Tarifsplittingvariante steigt. Beim 
Familienrealsplitting werden 101  724 Stellen durch 
Frauen und 46 231 durch Männer zusätzlich nachge-
fragt. Tabelle 3 fasst die Arbeitsangebotswirkungen 
sowohl für Männer als auch für Frauen in den beiden 
Modellvarianten zusammen.
Diese Ergebnisse zeigen, dass durch die Begren-
zung des Splittingeffekts die Erwerbsbeteiligung von 
20  Vgl. hierzu A. Van Soest: Structural Models of Family Labor Sup-
ply: A Discrete Choice Approach, in: Journal of Human Resources, 30, 
1995, S. 63-88.
21  Vgl. hierzu etwa OECD: OECD Employment Outlook – Organisation 
for Economic Cooperation and Development, Paris 2002.
Tabelle 2
Gewinner und Verlierer der Splittingvarianten
(in %)
Familientarifsplitting Familienrealsplitting 
Dezile Verlierer Neutral Gewinner Verlierer Neutral Gewinner
1 0,00 100,00 0,00 0 100 0
2 0,31 99,69 0,01 0 99,99 0,01
3 5,89 92,93 1,17 0,01 96,37 3,62
4 27,57 68,04 4,39 0,58 91,85 7,58
5 52,41 43,17 4,41 2,97 88,03 9,00
6 67,52 29,09 3,38 4,62 82,79 12,59
7 77,29 20,26 2,45 7,92 76,77 15,31
8 84,11 14,06 1,83 9,98 75,57 14,44
9 85,86 9,09 5,06 15,04 71,79 13,17
10 71,15 8,00 20,84 33,28 57,37 9,35
Familien-
Status Verlierer Neutral Gewinner Verlierer Neutral Gewinner
Single 50,92 49,08 0,00 0 100 0
Allein-
erziehend 33,29 47,18 19,53 0 68,91 31,09
Verheiratet 
ohne Kinder 45,99 54,01 0,00 13,83 86,17 0
Verheiratet 
mit Kindern 47,73 42,90 9,37 17,20 61,66 21,15
Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis von FiFoSiM.FAMILIENSPLITTING
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Frauen zunehmen kann.22 Die Begrenzung des Split-
tingeffekts hat zur Folge, dass insbesondere Frauen 
aus höheren Einkommensdezilen, die bisher keine 
bzw. kaum Arbeit angeboten haben, nun verstärkt Ar-
beit anbieten. Im bisherigen System des Ehegatten-
splittings war für diese die Ausweitung des Arbeitsan-
gebots wegen der hohen impliziten Grenzsteuersätze 
nicht lohnend. Durch die Begrenzung des Splitting-
effekts im Realsplittingmodell sinken die impliziten 
Grenzsteuersätze der Zweitverdiener, so dass Anreize 
für eine Ausweitung des Arbeitsangebots entstehen. 
Fazit
Unsere Analyse hat gezeigt, dass Familien mit Kin-
dern und Alleinerziehende von einer Erweiterung des 
Ehegattensplittings zu einem Familiensplitting deutlich 
proﬁ  tieren würden. Wegen der Progression des Steu-
ersystems beschränken sich die Entlastungen jedoch 
auf die oberen Einkommensdezile. In dieser Hinsicht 
wirkt das Familiensplitting wie ein deutlich ausgewei-
teter Kinderfreibetrag. Dies widerspricht allerdings 
auch nicht der Zielsetzung des Modells. 
Der steuerlichen Entlastung der Familien mit Kin-
dern stehen Einnahmenausfälle des Staates in Höhe 
von 1,74 Mrd. Euro gegenüber. Bei einer Gegenﬁ  nan-
zierung durch eine Verschiebung des gegenwärtig 
gültigen Tarifs, die Aufkommensneutralität sicherstellt, 
proﬁ  tiert von der Gesamtreform etwa ein Zehntel der 
Ehepaare mit Kindern, vornehmlich in den oberen 
Einkommensdezilen; für alle anderen reicht der Split-
tingeffekt nicht aus, um die zusätzlichen Belastungen 
aus der Tarifverschiebung zu kompensieren. In den 
unteren Einkommensbereichen wirkt eine solche Re-
form sich allerdings kaum aus, da diese Haushalte oh-
nehin lediglich von der Kindergeldzahlung proﬁ  tieren 
und steuerliche Maßnahmen aufgrund der insgesamt 
sehr niedrigen steuerlichen Belastung keine Wirkung 
zeigen. Die Finanziers der Reform beﬁ  nden sich in der 
(oberen) Mittelklasse. 
22 Eine nicht aufkommensneutrale Reformvariante, die die Steuer-
pﬂ   ichtigen zusätzlich entlastet, würde das Arbeitsangebot weiter 
steigern. Auch eine vollständige Individualbesteuerung würde das Ar-
beitsangebot von Frauen deutlicher ansteigen lassen. Vgl. hierzu G. 
Wagenhals, M. Kraus: Neuansätze des Familienlastenausgleichs, 
Hessisches Ministerium für Frauen, Arbeit und Sozialordnung, Wies-
baden, Mai 1998.
Die Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt sind beim 
Familiensplitting relativ gering. Das Arbeitsangebot 
würde um gut 100 000 Vollzeitarbeitsplätze zunehmen. 
Dass stärkere Arbeitsangebotseffekte ausbleiben, 
kann nicht überraschen. Anders als die immer wieder 
geforderte, steuersystematisch allerdings problema-
tische Individualbesteuerung zielt das Familiensplit-
ting nicht auf eine Steigerung der Erwerbsbeteiligung 
der Zweitverdiener ab. 
Mildere Umverteilungswirkungen verursacht das 
betrachtete Realsplittingmodell. Ein Familienrealsplit-
ting, das dem Hauptverdiener den Übertrag eines ﬁ  kti-
ven Transfers in Höhe der steuerrechtlich maximal zu-
lässigen Unterhaltssumme auf den Ehepartner sowie 
des Grundfreibetrags auf jedes Kind gestattet, wirkt 
für weite Teile der Einkommensverteilung wie das Ehe-
gattensplitting. Gleichwohl hätten die oberen Dezile 
Einkommenseinbußen hinzunehmen. Während das 
Tarifsplitting die Einkommenspolarisation also eher 
verschärft, entfaltet das nach oben beschränkte Real-
splitting eine egalisierende Wirkung. Etwa jeder fünfte 
Haushalt mit Kindern würde von einer solchen Reform 
proﬁ  tieren. Der Familienrealsplittingvorschlag wird hier 
durch verhältnismäßig einkommensstarke Paarhaus-
halte ﬁ  nanziert; allerdings nicht nur durch kinderlose 
Ehepaare, sondern auch durch Familien mit Kindern 
im oberen Part der Einkommensverteilung.
Darüber hinaus ergeben sich etwas positivere Wir-
kungen auf das Arbeitsangebot als im Fall der Tarif-
splittingmodelle. Durch die Ausrichtung an der Indi-
vidualbesteuerung steigen die Anreize zur Aufnahme 
einer Beschäftigung für die Zweitverdiener, das sind 
in Deutschland überwiegend Frauen. Angesichts der 
insgesamt verhältnismäßig moderaten Ausweitung 
des Arbeitsangebots um rund 150  000 vollzeitäqui-
valente Stellen sollte die Zielsetzung solcher familien-
politischer Reformalternativen allerdings nicht auf die 
Lösung oder Linderung arbeitsmarktpolitischer Prob-
leme fokussiert sein. 
In ﬁ  skalischer Hinsicht erscheint das Realsplitting-
modell ebenfalls weniger problematisch als Tarifsplit-
tingvorschläge. In der hier betrachteten Ausgestaltung 
sind sogar Steuermehreinnahmen zu erwarten, wenn 
auch nur in Höhe von rund 600 Mio. Euro.
Insgesamt sprechen die moderateren vertikalen 
Umverteilungswirkungen, die positiven Arbeitsange-
botseffekte und die ﬁ  skalischen Auswirkungen dafür, 
dass das Realsplitting bei einer Reform der Familien-
besteuerung im Vergleich zu einem Tarifsplitting auf 




Familientarifsplitting 62 749 44 069 106 818
Familienrealsplitting 46 231 101 724 147 955
Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis von FiFoSiM.